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 Bebauungsplanes Nr. 134 „Gewerbegebiet Mintraching Nord-Ost, 
Ortsabrundung östlich der Münchner Straße„ und zugehöriger 27. 
Flächennutzungsplanänderung; Würdigung Stellungnahme Regierung von 
Oberbayern Brandschutz 
 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme der Regierung von Oberbayern Sachgebiet Brandschutz vom 01.08.2022  
 
Bei der Aufstellung und Änderung von Flächennutzungsplänen und Bebauungsplänen sind 
für den durch die Gemeinde sicherzustellenden Brandschutz – Art. 1 des Bayer. Feuerwehr-
gesetzes – grundsätzlich folgende allgemeine Belange des abwehrenden Brandschutzes 
(Durchführung wirksamer Löscharbeiten und Rettung von Personen) zu überprüfen und bei 
Bedarf im Benehmen mit dem Kreisbrandrat durchzuführen: 
1. Das Hydrantennetz ist nach den Technischen Regeln des Deutschen Vereins 
des Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW) – Arbeitsblätter W 331 und W 405 – auszubauen. 
Gegebenenfalls ist der Löschwasserbedarf nach dem Ermittlungs- und Richtwertverfahren 
des ehem. Bayer. Landesamts für Brand- und Katastrophenschutz zu ermitteln. Der 
Hydrantenplan ist vom Kreisbrandrat gegenzuzeichnen. 
2. In Abständen bis zu 200 m sind Feuermeldestellen einzurichten. Als Feuermeldestellen 
gelten auch private und öffentliche Fernsprechstellen. Weiter ist zu prüfen, inwieweit die 
Alarmierung der Feuerwehr (z.B. durch Aufstellung weiterer Sirenen) ergänzt werden muss. 
3. Die öffentlichen Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass sie hinsichtlich der Fahrbahn-
breite, 
Kurvenkrümmungsradien usw. mit den Fahrzeugen der Feuerwehr jederzeit und ungehindert 
befahren werden können. Die Tragfähigkeit muss dazu für Fahrzeuge bis 16 t (Achslast 10 t) 
ausgelegt sein. Hierzu wird auch auf die DIN 14 090 „Flächen für die Feuerwehr auf Grund- 
stücken“ verwiesen. 
Es muss insbesondere gewährleistet sein, dass Gebäude ganz oder mit Teilen in einem Ab- 
stand von höchstens 50 m von den öffentlichen Verkehrsflächen erreichbar sind. 
Bei Sackgassen ist darauf zu achten, dass die sog. „Wendehammer“ auch für Feuerwehr-
fahrzeuge benutzbar sind. Zur ungehinderten Benutzung ist ein Wendeplatzdurchmesser von 
mind. 18 m, für Feuerwehreinsätze mit einer Drehleiter DL(K) 23-12 ein Durchmesser von 
mind. 21 m erforderlich. Gegebenenfalls sind Verkehrsbeschränkungen (Halteverbot) zu ver-
fügen. 



4. Aus Aufenthaltsräumen von nicht zu ebener Erde liegenden Geschossen muss die 
Rettung 
von Personen über zwei voneinander unabhängige Rettungswege gewährleistet sein. Bei 
baulichen Anlagen ohne besondere Art und Nutzung und einer Bauhöhe unterhalb der Hoch- 
hausgrenze kann der zweite Rettungsweg auch über die Leitern der Feuerwehr sichergestellt 
werden, wenn die Feuerwehr über das erforderliche Rettungsgerät (z.B. Drehleiter DL(K) 23- 
12 o.ä.) verfügt. Sofern innerhalb der Hilfsfrist von 10 Minuten der zweite Rettungsweg über 
entsprechend ausreichende Leitern der Feuerwehr nicht sichergestellt werden kann, sind 
zwei voneinander unabhängige bauliche Rettungswege (notwendige Treppen) erforderlich. 
5. Bei Aufenthaltsräumen im Dachgeschoss müssen die notwendigen Fenster mit Leitern der 
Feuerwehr direkt anleiterbar sein (zweiter Rettungsweg). 
6. Die Feuerwehr ist bei der Ansiedlung von Industrie- und Gewerbebetrieben oder anderer 
besonderer Einrichtungen (z.B. Verwender von Radioisotopen o.ä.), die auf Grund der Be 
triebsgröße und –art und/oder der gelagerten, hergestellten oder zu verarbeitenden Stoffe 
(z.B. radioaktive Stoffe, Säuren, brennbare Flüssigkeiten, aggressive Gase etc.) einen 
besonderen Gefahrenschwerpunkt bilden, entsprechend auszurüsten. 
Im Übrigen verweisen wir auf die "Planungshilfen für die Bauleitplanung", Fassung 
2020/2021, herausgegeben vom Bayerischen Staatsministerium für Wohnen, Bau und 
Verkehr, insbesondere auf den Abschnitt II 3 Nr. 35 -Brandschutz-. 
 
Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 1.) Löschwasserbedarf 
Die erteilten Hinweise zur Erstellung des Löschwasserbrunnes und der Abstimmung mit dem 
Kreisbrandrat werden in der Ausführungsplanung beachtet.  
 
Zu 2.) Feuermeldestellen 
Die erteilten Hinweise zu den Feuermeldestellen werden in der Ausführungsplanung 
beachtet.  
 
Zu 3.) Aufstellflächen für die Feuerwehr 
Die erteilten Hinweise zu den Flächen für die Feuerwehr werden in der Ausführungsplanung 
in Abstimmung mit dem Kreisbrandrat und der örtlichen Feuerwehr beachtet.  
 
Zu 4.) Rettungswege 
Die erteilten Hinweise zur Personenrettung werden in der Ausführungsplanung in 
Abstimmung mit dem Kreisbrandrat und der örtlichen Feuerwehr beachtet.  
 
Zu 5.) Zweiter Rettungsweg 
Die erteilten Hinweise zum Brandschutz werden in der Ausführungsplanung in Abstimmung 
mit dem Kreisbrandrat und der örtlichen Feuerwehr beachtet.  
 
Zu 6.) Ansiedlung von besonderen Gewerbebetrieben 
Bei der Ansiedlung von Gewerbebetrieben, die einen besonderen Gefahrenpunkt bilden 
können wird die Feuerwehr sowie die zuständige Stelle im Landratsamt selbstverständlich 
beteiligt. Die erteilten Hinweise zum Brandschutz werden in der Ausführungsplanung in 
Abstimmung mit dem Kreisbrandrat und der örtlichen Feuerwehr beachtet.  
 
Auf Ebene der Bauleitplanung bedarf es aufgrund der Stellungnahme keiner Hinweise oder 
Überarbeitungen. 
 
Diskussionsverlauf:  
 
 



 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Eine Änderung 
der Bauleitplanungen ist nicht erforderlich. 
 
 
Beratungsergebnis: 
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